
 Sitzungsvorlage 34/2026
 Planungsausschuss - öffentlich

 am 17.06.2026 in Bad Wildbad

 Tagesordnungspunkt 11 – zur Mitteilung

Betreff: Regionalplangesamtfortschreibung – Sachstandsbericht und Zeitplan

Bezug: 57/2017, 27/2022, 52/2023, 81/2023, 17/2024 und 67/2024

Sachdarstellung

Seit dem letzten Sachstandsbericht zur Regionalplangesamtfortschreibung im Planungsausschuss am 

27.11.2024 (Sitzungsvorlage 67/2024) wurde zusammen mit dem für die Strategische Umweltprüfung 

der Gesamtfortschreibung beauftragten Büro, HHP.raumentwicklung, im Juli 2025 ein 

Abstimmungstermin bezüglich Natura 2000 und dem besonderen Artenschutz mit den unteren sowie

der höheren Naturschutzbehörde durchgeführt. Infolgedessen konnte das zuständige Büro die 

Vorranggebiete zum Abbau und zur Sicherung oberflächennaher Rohstoffe sowie die Schwerpunkte 

für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen umweltprüfen und Steckbriefe zu jedem 

Gebiet erstellen.

Hinsichtlich der Vorranggebiete zum Abbau und zur Sicherung oberflächennaher Rohstoffe ergab sich 

noch die Notwendigkeit einer vertieften Prüfung hinsichtlich Natura 2000. Im Rahmen der 

Regionalplangesamtfortschreibung sind zur Erweiterung des Steinbruchs Keltern-Dietlingen zwei 

Flächenalternativen für den Abbau von oberflächennahen Rohstoffen und fünf Alternativen für die 

Sicherung oberflächennaher Rohstoffe betrachtet worden. Die Natura 2000-Vorprüfung ergab, dass 

für diese Gebiete, mit Ausnahme einer Alternative, erheblich negative Auswirkungen zu erwarten 

sind.

Beide Alternativen für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe befinden sich innerhalb des FFH-

Gebiets „Pfinzgau Ost“. Vier der fünf Alternativen als Vorranggebiet zur Sicherung oberflächennaher 

Rohstoffe liegen teilweise oder vollständig innerhalb des FFH-Gebiets „Pfinzgau Ost“. Aufgrund der 

FFH-Vorprüfung lässt sich jedoch nicht eindeutig feststellen, welche der zwei Flächenalternativen für 

den Abbau bzw. welche der fünf Alternativen für die Sicherung oberflächennaher Rohstoffe die 

geringsten negativen Umweltauswirkungen hätte.

Um eine differenzierte Einschätzung über die Gebiete und eine Konkretisierung der 

Erheblichkeitsbewertung hinsichtlich Natura 2000 zu erhalten, wurde vom zuständigen Büro in 

Absprache mit den Naturschutzbehörden zusätzlich eine weitere anerkannte Prüfmethode 

(„Fachinformationssystem und Fachkonventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit im Rahmen der 

FFH-VP“ von Lambrecht und Trautner (2007)) herangezogen, um alle sieben Gebiete nochmals näher 

zu betrachten. Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass die Fläche 7071-2-A Keltern-Dietlingen 

„Erweiterung West/NW“ als potenzielles Abbaugebiet weiterverfolgt wird, während die Alternative 

„Kottenrain“ ausscheidet. Bei den fünf Alternativflächen für die Sicherung oberflächennaher 

Rohstoffe schneidet das Gebiet 7017-2-S Kämpfelbach-Ersingen „Kalkofen/Elmen“ als die Fläche mit 

den geringsten negativen Umweltauswirkungen am besten ab und wird weiterverfolgt, während die 

vier Alternativflächen folglich im Verfahren nicht mehr weiter betrachtet werden.
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Im Rahmen der Umweltprüfung werden die sich aus der „Raumordnerischen Konzeption zur 

gebietsscharfen Festlegung von Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und 

Dienstleistungseinrichtungen“ ergebende grundsätzlich geeigneten Gebiete hinsichtlich der 

betroffenen Umweltaspekte geprüft sowie einer Natura 2000-Vorprüfung und der Prüfung des 

besonderen Artenschutzes unterzogen. Auf dieser Basis wird im Rahmen der Umweltprüfung eine 

Priorisierung der Alternativen für die jeweiligen Standorte vorgenommen. Neben den Ergebnissen 

der Umweltprüfung wird das regionalplanerische Freiraumkonzept bei der Entscheidung 

berücksichtigt. Für die Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen 

stellen die durch das beauftragte Büro erarbeiteten Unterlagen einschließlich der 

Alternativenprüfung somit eine wesentliche Grundlage für die Entscheidung dar, welche Gebiete 

weiterverfolgt werden sollen.

Darüber hinaus hat das Büro zwischenzeitlich den Umweltbericht weiter ausgearbeitet und um ein 

Kapitel zur Berücksichtigung von planerischen Alternativen ergänzt, so dass nun nur noch die 

Gesamtplanbetrachtung und die kumulativen Wirkungen fehlen.

Wir weisen darauf hin, dass der derzeit geltende Landesentwicklungsplan aus dem Jahr 2002 aktuell 

überarbeitet wird und sich der neue Landesentwicklungsplan in Aufstellung befindet. Ein Zeitplan für 

den neuen Landesentwicklungsplan steht allerdings derzeit nicht fest, dies insbesondere vor dem 

Hintergrund der Landtagswahl und der Neustrukturierung von Ministerien und deren 

Aufgabengebieten. Bis zu seinem Inkrafttreten wird der Landesentwicklungsplan jedoch noch 

mindestens ein Beteiligungsverfahren durchlaufen. Durch den Landesentwicklungsplan wird es 

höchstwahrscheinlich Neuerungen u.a. hinsichtlich der Inhalte der Regionalpläne geben, die es dann 

zu betrachten gilt, wenn ein offizieller Entwurf zur Diskussion steht.

Zeitplan

Im nächsten Planungsausschuss ist vorgesehen, dem Gremium alle Freiraumkapitel, die ihm bisher 

nur als Mitteilung vorlagen, nun in überarbeiteter Form als Beschlussvorlagen vorzulegen.

Diese sind:

 Regionale Grünzüge (Ziel)

 Grünzäsuren (Ziel)

 Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege (Ziel)

 Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft (Ziel und Grundsatz)

 Vorbehaltsgebiete zur Sicherung der Regionalen Mindestflur (Grundsatz)

 Vorrang- und Vorbehaltsgebiete zur Sicherung von Wasservorkommen (Ziel und Grundsatz)

 Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz (Ziel und

Grundsatz)

Auch das Kapitel 4.2 Energie soll dem Planungsausschuss zum Beschluss vorgelegt werden.

Die Kapitel zu den Grundsätzen für die räumliche Ordnung und Entwicklung, zur regionalen 

Siedlungsstruktur sowie zur regionalen Infrastruktur wurden bereits beschlossen (Sitzungsvorlagen 

46/2020, 27/2023, 60/2023 und 49/2021).

Nach dem Beschluss durch den Planungsausschuss über die Freiraumkapitel und das Kapitel Energie 

wird die Verwaltung den Textteil der Regionalplangesamtfortschreibung (Plansätze und Begründung), 
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die Raumnutzungskarte mit den gebietsspezifischen Festlegungen sowie die Strukturkarte erstellen 

und redaktionell überarbeiten.

Im Anschluss kann das zuständige Büro das Kapitel zur Gesamtplanbetrachtung und kumulativen 

Wirkungen erarbeiten und die Strategische Umweltprüfung der Regionalplangesamtfortschreibung 

abschließen.

Im Herbst soll dem Planungsausschuss ein Entwurf des Regionalplans sowie der gesamte 

Umweltbericht mit Methodik und Steckbriefen zu Vorranggebieten zum Abbau und zur Sicherung 

oberflächennaher Rohstoffe sowie zu Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und 

Dienstleistungseinrichtungen vorgelegt werden. Hieraus geht dann auch hervor, welche Flächen zum 

Abbau und zur Sicherung oberflächennaher Rohstoffe und welche Schwerpunkte für Gewerbe, 

Industrie und Dienstleistungseinrichtungen weiterverfolgt werden sollen. Auf Grundlage dieser 

Unterlagen kann das Gremium über den Entwurf des Plans sowie die Einleitung des 

Beteiligungsverfahrens beschließen.

Klaus Mack, MdB

Verbandsvorsitzender

 




